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Bürgerinnen und Bürger der demokratischen Zivilgesellschaft       Stuttgart, den 28. Juni 2026
c/o Tierschutz- und Initiativnetzwerke
In Kooperation mit: StraßenTAUBE & StadtLEBEN e.V.

An den Stadtsenat der Stadt Salzburg
p.A. Büro des Bürgermeisters
Mirabellplatz 4
5020 Salzburg
Österreich

Förmlicher Protest und rechtliche Rüge gegen die Erhöhung des Strafrahmens für das 
Fütterungsverbot von Straßentauben auf bis zu 1.000,– EUR sowie den fortgesetzten 
Verstoß gegen das Bundes-Tierschutzgesetz (TSchG)

Sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder des Stadtsenates,

namens und im Auftrag besorgter Bürgerinnen und Bürger der demokratischen Zivilgesellschaft 
sowie in Abstimmung mit betroffenen Tierschutzorganisationen erhebe ich hiermit formellen und 
nachdrücklichen Protest gegen den jüngst im Stadtsenat unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
gefassten Beschluss, den Strafrahmen für das Füttern von Straßentauben auf bis zu 1.000,– EUR 
anzuheben.

Dieser Beschluss wird von zahlreichen Bürgerinnen und Bürgern sowie Tierschutzorganisationen 
als sachlich und rechtlich nicht hinreichend begründet sowie als unverhältnismäßig 
wahrgenommen. Er betrifft insbesondere Menschen, die sich aus ethischen Gründen und in direkter 
Wahrnehmung der verfassungs- und bundesgesetzlichen Vorgaben des Tierschutzes für das 
Überleben von Tieren in Not einsetzen.

Nach Auffassung der Unterzeichnenden bestehen bei näherer rechtlicher und wissenschaftlicher 
Betrachtung erhebliche Zweifel an der Vereinbarkeit der Verordnung mit geltendem Recht.

1. Verstoß gegen das Bundes-Tierschutzgesetz (TSchG) und tierschutzrechtliche 
Bedenken

Gemäß § 1 TSchG schützt die Republik Österreich das Leben und das Wohlbefinden der Tiere aus 
der besonderen Verantwortung des Menschen für das Tier als Mitgeschöpf.

Gemäß § 5 Abs. 1 TSchG ist es verboten, einem Tier ungerechtfertigt Schmerzen, Leiden oder 
Schäden zuzufügen oder es in schwere Angst zu versetzen.

Ein absolutes Fütterungsverbot ohne gleichzeitiges tierschutzkonformes Betreuungskonzept (wie 
z.B. kontrollierte Taubenschläge nach dem Augsburger Modell) kann nach Auffassung 
verschiedener wissenschaftlicher Untersuchungen zu erheblichem Tierleid sowie zu einer erhöhten 
Sterblichkeit, insbesondere bei Jungtieren, führen.

Da es sich bei Straßentauben (Columba livia forma domestica) genetisch und evolutionsbiologisch 
um die unmittelbaren Nachkommen domestizierter Haus- und Brieftauben handelt – was durch 
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genetische Studien vielfach belegt wurde –, sind diese Tiere nicht mit klassischen Wildpopulationen 
gleichzusetzen. Sie sind in hohem Maße an das menschliche Habitat gebunden und verhalten sich 
phänotypisch wie verwilderte Haustiere.

Ein behördlich angeordnetes Fütterungsverbot, das ohne begleitende tierschutzkonforme 
Maßnahmen zu erheblichem Leid oder zum Hungertod dieser Tiere führen kann, wirft aus Sicht der 
Unterzeichnenden erhebliche tierschutzrechtliche Fragen auf und könnte nach Auffassung 
verschiedener Tierschutzorganisationen den Verdacht eines Verstoßes gegen tierschutzrechtliche 
Bestimmungen begründen.

Auf die diesbezüglich bereits eingebrachte Strafanzeige des Vereins gegen Tierfabriken (VGT) wird 
verwiesen.

2. Wegfall der Geschäftsgrundlage und behördlichen Rechtfertigung

Die Stadt Salzburg stützt das restriktive Fütterungsverbot seit Jahrzehnten auf die Annahme, die 
Maßnahme diene der Reduktion der Population sowie dem Schutz vor „Gesundheitsgefährdungen“ 
und „Gebäudeschäden“.

Diese Argumente werden durch zahlreiche aktuelle wissenschaftliche Untersuchungen erheblich 
relativiert beziehungsweise teilweise widerlegt:

• Keine besondere Gesundheitsgefahr:
Wissenschaftliche Untersuchungen (u. a. dokumentiert durch die Erna-Graff-Stiftung) kommen zu 
dem Ergebnis, dass von Straßentauben nach gegenwärtigem Kenntnisstand keine über das 
allgemeine Risiko von Haus- und Wildvögeln hinausgehende Gesundheitsgefahr für den Menschen 
ausgeht.

• Keine erhebliche Bausubstanzschädigung:
Ein Gutachten der Technischen Universität Darmstadt kommt zu dem Ergebnis, dass Taubenkot die 
untersuchten gängigen Baustoffe nicht in erheblichem Maße chemisch angreift.

• Wissenschaftlich belegte Auswirkungen von Futterknappheit (Studie 2016):
Eine wissenschaftliche Langzeitstudie  (Universität Basel) aus dem Jahr 2016, veröffentlicht im 
International Journal of Avian Science („Food Shortage Affects Reproduction of Feral Pigeons“), 
untersucht die Folgen von Futterknappheit auf die Fortpflanzung freilebender Tauben.

Die Studienergebnisse legen nahe, dass der Entzug von Nahrung keine nachhaltige 
Populationskontrollen bewirkt, jedoch mit einer erhöhten Nestlingssterblichkeit und zusätzlichem 
Tierleid verbunden sein kann.

Vor diesem Hintergrund erscheint die sachliche und verhältnismäßige Rechtfertigung des 
Fütterungsverbots aus Sicht der Unterzeichnenden zumindest überprüfungsbedürftig.

Ebenso bestehen aus Sicht der Unterzeichnenden erhebliche Zweifel daran, ob eine Erhöhung des 
Strafrahmens auf 1.000,– EUR den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit im Verwaltungsrecht 
entspricht.
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Rechtlicher Hinweis:
Eine kommunale Verordnung (ortspolizeiliches Verbot), die im direkten Widerspruch zu 
höherrangigem Bundesrecht steht und ohne nachweisbare Gefahrenlage Grundrechte sowie die 
Handlungsfreiheit der Bürger einschränkt, könnte nach Auffassung der Unterzeichnenden 
verfassungsrechtliche Bedenken aufwerfen und gegebenenfalls einer Überprüfung durch den 
Verfassungsgerichtshof (VfGH) bedürfen.

3. Mangel an demokratischer Transparenz

Dass diese drastische Verschärfung des Strafrahmens im Stadtsenat mehrheitlich unter explizitem 
Ausschluss der Öffentlichkeit debattiert und beschlossen wurde, beschädigt nach Auffassung vieler 
Bürgerinnen und Bürger das Vertrauen in die demokratischen Prozesse der Stadt Salzburg 
nachhaltig.

Eine Kriminalisierung zivilgesellschaftlichen Engagements hinter verschlossenen Türen wird von 
den Unterzeichnenden als mit den Grundsätzen einer offenen Demokratie schwer vereinbar 
angesehen.

Forderungen

Wir fordern den Stadtsenat und die verantwortlichen Fraktionen von SPÖ, ÖVP und FPÖ daher 
formell auf:

1. Die jüngste Erhöhung des Strafrahmens für das Füttern von Straßentauben umgehend 
auszusetzen und rückgängig zu machen. 

2. Das bestehende Fütterungsverbot im Hinblick auf seine Wirksamkeit und seine 
Vereinbarkeit mit tierschutzrechtlichen Anforderungen kritisch zu überprüfen. 

In einen konstruktiven Dialog mit Tierschutzorganisationen und Expertinnen und Experten 
einzutreten, um ein nachhaltiges, wissenschaftlich fundiertes und tierschutzkonformes Konzept 
(betreute Taubenschläge nach dem Vorbild erfolgreicher europäischer Städte) zu etablieren. 

Sollte die Stadt Salzburg an dieser Praxis festhalten, behält sich die Zivilgesellschaft alle weiteren 
rechtlichen Schritte, einschließlich der Unterstützung von Musterverfahren vor den Höchstgerichten 
sowie weiterer Sachverhaltsanzeigen, ausdrücklich vor.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Die demokratische Zivilgesellschaft
In Vertretung für den Tierschutz vor Ort

StraßenTAUBE & StadtLEBEN e.V.

Manuela Wild, Britta Leins Vorstand
E-Mail; post@strassentaube-und-stadtleben.de
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